
Handelspolitik 
zwischen Bilateralismus 
und Multilateralismus 
Ein Blick auf die EU, Brasilien und Ghana

Wie die Armen 
auf der Strecke bleiben



Impressum

Wie die Armen auf der Strecke bleiben
Handelspolitik zwischen Bilateralismus und Multilateralismus
Ein Blick auf die EU, Brasilien und Ghana

Eine Zusammenfassung von drei Studien, herausgegeben von EED und WEED

Autoren: 

Michael Frein, Klaus Schilder, Peter Fuchs

Wir danken Christina Deckwirth, Stefan Schmalz und Antje Schultheis für ihre Beiträge.

Redaktion: 

Alexis J. Passadakis

Herausgeber:

Karikatur Titel:

Gordon Stowell, UK - Wir danken dem Zeichner und Christian Aid für die kostenlose Überlassung der Grafik.

Layout:

Warenform, Berlin

Herstellung:

DruckVogt, Berlin

Pegasus, Berlin

Gedruckt auf Umweltpapier

Bonn und Berlin, 2005

Evangelischer Entwicklungsdienst - EED
Ulrich-von-Hassell-Str. 76

D-53123 Bonn

Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung - WEED
Torstr. 154

D-10115 Berlin

Telefon:  +49-(0)228-81 01-0

Fax:  +49-(0)228-81 01-150

E-Mail:  eed@eed.de

Internet:  www.eed.de/welthandel

Telefon:  +49-(0)30-275-82 163

Fax: +49-(0)30-275-96 928

E-Mail:  weed@weed-online.org

Internet:  www.weed-online.org 

I



Inhalt

Einleitung 3

Europäische Union: Freie Fahrt für freien Handel? 4
 Die „Gemeinsame Handelspolitik” der EU und der Einfluss der Konzerne 4
 EU-Handelspolitik - eine ehrgeizige Mehrebenenstrategie 5
 Dienstleistungen 5
 Singapur-Themen 6
 Investitionen  6
 Öffentliches Auftragswesen 7
 Landwirtschaft 7
 Rechte an geistigem Eigentum  8

Brasilien: Schlingerkurs am Zuckerhut 9
 Sozioökonomische Grundlagen: 
 Das Schwellenland Brasilien im internationalen Handel 9
 Die Regierung Lula und die neue Handelspolitik Brasiliens 9
 Exportinteressen vor sozialem Ausgleich 10

Ghana: Mit dem Rücken zur Wand 11
 Die Rolle Ghanas im internationalen Handel 11
 Ghana und die EPA-Verhandlungen  11
 Die ökonomischen Interessen der ghanaischen Elite 12

Fazit    14

Endnoten 15



3EinleitungEED - Weed



3EinleitungEED - Weed

Mit dem Scheitern der 5. WTO-Ministerkonfe-
renz in Cancún vom 10. bis 14. September 2003 
wurde erneut deutlich, dass die Welthandelsorga-
nisation (WTO) nicht die einzige Bühne ist, auf der 
die zentralen Regeln der Weltwirtschaft ausgehan-
delt werden. Die Äußerungen führender Vertreter 
der EU-Bürokratie und der US-Regierung deuteten 
vielmehr darauf hin, dass diese nunmehr vermehrt 
bilaterale und interregionale Freihandelsabkommen 
abschließen wollen, die Themenkomplexe enthal-
ten, die weit über den Stand der Verpflichtungen in 
der WTO hinausgehen. 

Diese Bewegung hin zu Freihandelsabkom-
men jenseits der WTO wirft für Nichtregierungs-
organisationen, Kirchen und soziale Bewegungen 
neue Fragen auf, da sie sich bisher meist nur mit der 
multilateralen Ebene, der WTO, beschäftigt haben. 
Daher haben der Evangelische Entwicklungsdienst 
(EED) und Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung 
(WEED) einen gemeinsamen Arbeitsprozess verab-
redet, um die terra incognita bilateraler und regio-
naler Handelspolitik jenseits der WTO zu erkunden 
und nach dem Verhältnis bilateraler Abkommen zur 
multilateralen Ebene in der WTO zu fragen. Dabei 
lag der Fokus auf der Analyse der Auswirkungen in-
ternationaler Handelsabkommen auf arme und mar-
ginalisierte Bevölkerungsgruppen. 

Als wichtigste Ergebnisse dieser Kooperation 
entstanden drei Studien. Die erste beschäftigt sich 
mit der Europäischen Union und ihrer handelspo-
litischen Strategie von der multilateralen bis zur 
bilateralen Ebene.1 In zwei weiteren Untersuchun-
gen wird das Problem unter die Lupe genommen, 
wie sich diese Geographie der internationalen Han-

delspolitik für Entwicklungsländer darstellt. Der 
Fall Brasilien demonstriert dabei die Zwänge und 
Spielräume, denen sich ein Schwellenland gegenü-
bersieht2, während am Beispiel Ghanas aufgezeigt 
werden kann, dass die Gestaltungsspielräume gera-
de ärmerer Länder in hohem Maße begrenzt sind.3

In allen drei Studien stellen sich immer wieder 
die gleichen Fragen: Wie ist die Bilateralisierung 
und Interregionalisierung der globalen Freihan-
delsordnung zu bewerten? Handelt es sich um eine 
negative Entwicklung, da nunmehr nach dem Tei-
le-und-Herrsche-Prinzip die Verhandlungsmacht des 
Südens gebrochen wird oder besitzen die Regierun-
gen der Dritten Welt jetzt gar bessere Möglichkei-
ten, die Interessen für eine soziale Entwicklung der 
einzelnen Länder zu vertreten? Und wie wirken die 
multilaterale, bilaterale und interregionale Ebene 
zusammen? Besteht das Ergebnis in einer wech-
selseitigen Verstärkung oder handelt es sich um ge-
trennte Prozesse?

Ein besonderes Augenmerk gilt den so genannten 
„WTO-plus“-Regelungen in den verschiedenen Ver-
handlungsprozessen, also jenen angestrebten oder 
bereits verankerten Verpflichtungen, die über den 
WTO-Verhandlungsstand hinausgehen und in vielen 
Fällen historisch gewachsene Abhängigkeitsmuster 
zwischen dem industriealisierten Norden und Ent-
wicklungsländern rechtlich festschreiben und ver-
tiefen würden. Das Entscheidungskriterium für 
die Beurteilung internationaler Handelsregeln - auf 
welcher Ebene auch immer - ist dabei, ob diese die 
Chancen für soziale Entwicklung, für Gesundheit, 
Bildung und ein menschenwürdiges Leben verbes-
sern oder verschlechtern.

Einleitung
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Gegenwärtige bilaterale handelspolitische Prozesse der EU 
mit Entwicklungsländern

Europäische Union: 

Freie Fahrt für freien Handel?

Die EU und die USA verfolgen ihre handelspoliti-
schen Ziele der Liberalisierung und Deregulierung 
auf unterschiedlichen Ebenen: Multilateral in der 
WTO, regional mit verschiedenen Entwicklungs-
ländergruppen und bilateral mit einzelnen Staaten. 

Gleich der Fahrt auf einer mehrspurigen vielbefah-
renen Autobahn wechseln sie dabei geschickt die 
Fahrbahnen, um möglichst schnell an das Fahrtziel 
Freihandel und Sicherung von Konzerninteressen 
zu gelangen.

Notes: EMAA - Euro-Mediterranean Association Agreement 

 FTA - Free Trade Area;

 EPA - ( Regional) Economic Partnership Agreement

 TCA - Trade and Co-operation Agreement

Quelle: EU-Kommission, DG Handel- Juli 2005

Länder 
(Verhandlungsbeginn)

Ziel Abschluss

AKP Staaten (2002) EPA 2007

ASEAN (2003) TCA ?

Golf Kooperationsrat (1990) FTA ?

Iran (2002) TCA ?

Mittelmeeranrainer  (1995) FTA 2010

Mercosur (2000) FTA 2006?

Syrien (1998) EMAA 2004

Die „Gemeinsame Handelspolitik” der EU 
und der Einfluss der Konzerne

Innerhalb der Europäischen Union erfolgt die in-
terne Abstimmung des handelspolitischen Kurses 
zwischen den Mitgliedsstaaten im sogenannten 
133er-Ausschuss. Dieser ist nach Artikel 133 des 
EG-Vertrags über die Gemeinsame Handelspolitik 
benannt und tagt hinter verschlossenen Türen. 

Allerdings hat die europäische Wirtschaft – und 

hierbei handelt es sich in erster Linie um multina-
tionale Konzerne mit Sitz innerhalb der EU – maß-
geblichen Einfluss auf die EU-Handelspolitik. In 
Brüssel stehen den europäischen Konzernen weit 
über 1.000 Lobbygruppen sowie hunderte PR-Agen-
turen und Anwaltskanzleien zu Diensten. Daneben 
gibt es Dutzende konzernfinanzierter Think Tanks 
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Brüssel konkurriert welt-
weit nur noch mit Was-
hington, D.C. um den 
Titel der ‚Hauptstadt des 
Lobbyings‘.

Verhandlungsdokumente versucht UNICE direkt 
zur Positionsbestimmung der EU-Kommission bei-
zutragen. Zum Thema Dienstleistungshandel ini-
tiierte der ehemalige europäische 
Handelskommissar Leon Brittan 
zu Beginn der Neuverhandlungen 
des GATS einen eigenen Lobbyver-
band, das European Services Fo-
rum (ESF). Die europäische Agrar-
industrie findet ihre Interessen 
unter anderem bei der CIAA (Con-
fédération des industries agro-alimentaire de l’UE) 
vertreten, die Lobbyarbeit für Lebensmittelmultis 
wie Unilever, Nestlé und Danone leistet. 

Für die EU steht außer Frage, dass regionale und 
bilaterale Abkommen im wirtschaftlichen Interesse 
europäischer Unternehmen liegen. Auch die deut-
sche Bundesregierung sieht in der Existenz regio-
naler Freihandelsabkommen keine Gefahr für das 

multilaterale Welthandelssystem, sondern eine im 
ökonomischen Interesse sinnvolle Ergänzung des 
multilateralen Handelsystems, um nach dem Schei-
tern von Cancún „nicht nur ein WTO-plus, sondern 
ein Doha-Plus-Ergebnis“ zu erzielen.

sowie mehrere hundert EU-Außenstellen einzelner 
Großunternehmen. Brüssel konkurriert weltweit 
nur noch mit Washington, D.C. um den Titel der 
‚Hauptstadt des Lobbyings’.

Der Saurier und intellektuelle Vordenker unter 
den europäischen Lobbyverbänden ist der Euro-
pean Roundtable of Industrialists (ERT). Die Ein-
mischung ins aktuelle tagespolitische Geschehen 
übernimmt vor allem der europäische Dachver-
band der Arbeitgeberverbände UNICE (Union des 
Industries de la Communauté Européenne), der 
sich selbst als „Stimme der Wirtschaft in Europa” 
bezeichnet. Mit detaillierten Positionspapieren, 
zahlreichen Pressemitteilungen und Vorlagen für 

EU-Handelspolitik - eine ehrgeizige Mehrebenenstrategie

Dienstleistungen

Neben dem multilateralen GATS umfassen na-
hezu alle bilateralen Handelsabkommen der EU 
Bestimmungen zur Liberalisierung von Dienst-
leistungen. Ein Vergleich zeigt, dass praktisch alle 
Abkommen den Regeln des GATS-Abkommens Art. 
V(1) folgen, die für bilaterale Integrationsabkommen 
weitergehende Reduktionsverpflichtungen verlan-
gen. GATS Art. V(1) fordert zudem von regionalen 
Freihandelsabkommen, die Dienstleistungen bein-
halten, eine umfassende Sektordeckung sowie die 
Abschaffung aller wesentlich „diskriminierenden 

Maßnahmen“, darunter auch soziale und ökologi-
sche Regulierung, zwischen den Vertragspartnern. 
Das GATS selbst hat an dieser Stelle die „WTO-plus“-
Verpflichtung quasi eingebaut.

So ist zum Beispiel zu befürchten, dass die 
AKP-Staaten in den begonnenen EPA (Economic 
Partnership Agreement)-Verhandlungen zu Libera-
lisierungszusagen in sensiblen öffentlichen Diens-
ten wie dem Gesundheitswesen oder der Bildung 
gezwungen werden, die weit über ihre GATS-Ver-
pflichtungen hinausreichen. 
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Dienstleistungen: Europäische Forderungen in der WTO 
und in verschiedenen Regionalabkommen

Singapur-Themen

WTO Mercosur AKP-Staaten Euro-Med ASEAN Südafrika Mexiko Chile

GATS-Ab-
kommen mit 
Positiv-
Liste und 
progressiver 
Marktöff-
nungsver-
pflichtung 
- sensible 
Dienstleis-
tungssekto-
ren können 
von weiterer 
Liberalisie-
rung aus-
genommen 
werden.

WTO-plus:
Druck zur 
Aufnahme von 
Verhandlun-
gen in zusätzli-
chen Sektoren 
(Telekom-
munikation, 
Finanzdienst-
leistungen, 
Schiffsverkehr 
und Umwelt-
dienstleistun-
gen)

WTO-plus:
Verhandlungen 
über Dienstleis-
tungen in allen 
Sektoren spätes-
tens 2006 - Druck 
zu über GATS 
hinausreichenden 
Verpflichtungen

WTO-plus:
Generell 
geringe Libera-
lisierungstiefe 
– aber: Potenti-
al zu über GATS 
hinausreichen-
den Verpflich-
tungen durch 
Überprüfung 
des Liberalisie-
rungsumfangs 
nach 3-5 Jahren 
(zum Beispiel 
Israel, Jordani-
en, Marokko)

Aufnahme 
von Verhand-
lungen im 
Dienstleis-
tungssektor 
– Umfang 
bislang unklar

WTO-plus:
Bestätigung der 
GATS-Verpflich-
tungen – Aber: 
Potential zu 
darüber hin-
ausreichenden 
Verpflichtun-
gen durch 
Überprüfung 
des Liberalisie-
rungsumfangs 
im Januar 2005. 
Ziel: Abschaf-
fung aller dis-
kriminierender 
Maßnahmen

WTO-plus:
Verpflichtung 
zur Aufnahme 
weiterer Libe-
ralisierungs-
Verhand-
lungen nach 
Abschluss der 
WTO-Runde

WTO-plus:
Verpflichtung 
zur konti-
nuierlichen 
Überprüfung 
weiterer Libe-
ralisierungs-
Verhand-
lungen (vor 
allem bei 
Finanzdienst-
leistungen) 
– Umsetzung 
der GATS-Sek-
torabkommen

Die sogenannten Singapur-Themen (Investitio-
nen, Wettbewerb, öffentliches Auftragswesen und 
administrative Handelserleichterungen) sind, ein-
zeln oder gemeinsam, wesentlicher Bestandteil al-
ler bilateralen Abkommen der EU. Ebenso wie die 
USA hat die EU nie ihren Verzicht auf die Singapur-

Themen in bilateralen und regionalen Abkommen 
erklärt. Nach der Ablehnung der Aufnahme von 
Verhandlungen auf WTO-Ebene durch eine breite 
Koalition von Entwicklungsländern versucht die 
EU, diese Themen nun in bilateralen Verhandlungen 
durchzusetzen. 

Investitionen 

Die Forderung der EU und anderer Industrienati-
onen nach Aufnahme von Verhandlungen zur Libe-
ralisierung von Investitionen hat wie kaum ein an-
deres Thema den Widerstand der Entwicklungslän-

der innerhalb der WTO-Verhandlungen ausgelöst. 
Dennoch ist die Investitionsliberalisierung Bestand-
teil vieler bilateraler Handelsabkommen. 

Investitionen: Europäische Forderungen in der WTO 
und in verschiedenen Regionalabkommen

WTO Mercosur AKP-Staaten Euro-Med ASEAN Südafrika Mexiko Chile

Nach heftigem 
Widerstand 
der Entwick-
lungsländer 
gegen ein 
Investitions-
abkommen 
verzichtete die 
WTO auf die 
Aufnahme von 
Verhandlun-
gen

WTO-plus:
Weitreichende 
Investitionsli-
beralisierung 
(Inländer-
behandlung, 
Niederlas-
sungsfreiheit), 
zum Beispiel 
bei Direktin-
vestitionen

WTO-plus:
Druck zur 
Aushandlung 
eines Investiti-
onsschutz-Rah-
menabkommens 
auf der Basis von 
Nicht-Diskrimi-
nierung

WTO-plus:
Liberalisie-
rung des 
Kapitalverkehrs 
sowie Verweise 
auf BITS mit 
EU-Mitglieds-
staaten

WTO-plus:
Verhand-
lungen über 
stabile, offene, 
nicht-diskrimi-
nierende und 
transparente 
Investitions-
regeln

WTO-plus:
Liberalisie-
rung des 
Kapitalverkehrs 
sowie Verweise 
auf BITS mit 
EU-Mitglieds-
staaten

WTO-plus:
Liberalisierung 
investitions-
verwandter 
Zahlungen und 
Kapitalbe-
wegungen 
sowie Verweise 
auf BITS mit 
EU-Mitglieds-
staaten

WTO-plus:
Liberalisierung 
des Kapitalver-
kehrs, Schutz 
ausländischer 
Investoren, 
Ausweitung der 
Inländerbe-
handlung über 
Dienstleistun-
gen hinaus
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Öffentliches Auftragswesen

Die staatliche Auftragsvergabe ist in vielen Ent-
wicklungsländern ein wichtiges Lenkungsinstru-
ment  nationaler Wirtschaftspolitik. Die weitere 
Öffnung der staatlichen Beschaffungsmärkte für 
europäische Anbieter würde sie eines ihrer wirk-
samsten wirtschaftspolitischen Förderinstrumente 
berauben. Die europäische Forderung nach einer 

weitreichenden Öffnung der Beschaffungsmärkte 
des Südens findet sich in vielen regionalen und bi-
lateralen Abkommen. Auch wenn die Forderungen 
vorerst vor allem auf Transparenz zielen, kann dies 
als erster Schritt einer umfassenden Marktöffnungs-
strategie der EU gesehen werden.

Öffentliches Auftragswesen: Europäische Forderungen in der WTO 
und in verschiedenen Regionalabkommen

WTO Mercosur AKP-Staaten Euro-Med ASEAN Südafrika Mexiko Chile

Nach heftigem 
Widerstand der 
Entwicklungs-
länder gegen 
ein Abkom-
men über 
öffentliche 
Beschaffung 
verzichtete die 
WTO auf die 
Aufnahme von 
Verhandlungen

WTO-plus:
Teilweise Libe-
ralisierung der 
öffentlichen 
Auftragsverga-
be - Vorzugsbe-
handlung für 
EU-Anbieter

WTO-plus:
Neben Trans-
parenz im 
öffentlichen Auf-
tragswesen Druck 
zur progressiven 
Liberalisierung 
auf der Basis von 
Nicht-Diskrimi-
nierung 

WTO-plus:
Zum Teil 
Verhand-
lungen über 
gegenseitige 
Liberalisierung 
der Beschaf-
fungsmärkte

WTO-plus:
Verhandlungen 
über gegen-
seitige, offene, 
nicht-diskrimi-
nierende und 
transparente 
Beschaffungs-
verfahren

WTO-plus:
Offenes Aus-
schreibungs-
verfahren mit 
periodischer 
Fortschritts-
überprüfung

WTO-plus:
Verhand-
lungen über 
gegenseitige 
Liberalisierung 
der Beschaf-
fungsmärkte 
auf der Basis 
von Nicht-Dis-
kriminierung 
und Inländer-
behandlung

WTO-plus:
Verhand-
lungen über 
gegenseitige 
Liberalisierung 
der Beschaf-
fungsmärkte 
auf der Basis 
von Nicht-Dis-
kriminierung 
und Inländer-
behandlung

Landwirtschaft

Die Landwirtschaft gehört wegen ihrer Bedeu-
tung für die nationale Ernährungssicherheit und 
die ländliche Entwicklung zu den sensibelsten 
Bereichen internationaler Handelsabkommen. Eine 
schnelle Öffnung der Agrarmärkte in Entwick-
lungsländern kann infolge der Zunahme landwirt-
schaftlicher Importe schwerwiegende Folgen für 
die Existenzsicherung der ländlichen Bevölkerung 
und marginalisierter Gruppen haben. 

Wie in der WTO ist die Liberalisierung des Han-
dels mit Agrarprodukten in vielen bilateralen EU-Ab-
kommen im Vergleich zum Güterhandel beschränkt. 
Für einige Produkte gewährt die EU in regionalen 
Abkommen allerdings in begrenztem Umfang Han-
delskonzessionen durch präferenzielle Zölle und 
Zollquoten, spezielle Schutzklauseln, Ursprungsre-
geln und bestimmte flexible Bestimmungen. Gleich-
zeitig wird ein möglichst umfassender Marktzugang 
für europäische Agrarexporte angestrebt.

WTO Mercosur AKP-Staaten Euro-Med ASEAN Südafrika Mexiko Chile

Agrar-Rahmen-
abkommen 
vom Juli 2004 
legt Abbau der 
Exportsubven-
tionen fest, 
lässt interne 
Stützungen 
der EU aber 
voraussichtlich 
unangetastet.

WTO-plus:
Strikte Quotie-
rung der für die 
EU sensiblen 
Export-Produk-
te Bestandteil 
der Verhand-
lungen

WTO-plus:
Umfassende 
Liberalisierungs-
verpflichtungen 
Bestandteil der 
Verhandlungen

Moderate Libe-
ralisierungsver-
pflichtungen, 
zum Teil mit 
turnusmäßiger 
Überprüfung 

Bislang 
keine Ver-
handlungen

WTO-plus:
Umfassende 
Liberalisie-
rungsver-
pflichtungen, 
Überprüfung 
nach fünf 
Jahren

WTO-plus:
Umfassende 
Liberalisie-
rungsver-
pflichtungen, 
Überprüfung 
nach drei 
Jahren

WTO-plus:
Umfassende 
Liberalisie-
rungsver-
pflichtungen, 
Überprüfung 
nach drei 
Jahren

Landwirtschaft: Europäische Forderungen in der WTO 
und in verschiedenen Regionalabkommen
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Hinter der EU-Position verbergen sich auch im 
Agrarbereich aggressive Marktöffnungsinteressen. 
Während zum Beispiel die gesamten Geflügel-Ex-
porte der EU zwischen 1996 und 2002 um 83% ge-
stiegen sind, verzeichneten die Exporte nach Afrika 
im gleichen Zeitraum einen explosionsartigen An-
stieg um 485%. Mit 79.030 Tonnen stieg damit der 

Anteil der Geflügel-Exporte nach Afrika von 5% auf 
14,9% des Exportvolumens der EU. Ähnliche Ent-
wicklungen gibt es auch bei Milch- und Getreide-
produkten sowie Zucker. Die offensiven Interessen 
der EU beschränken sich also nicht auf die Bereiche 
Dienstleistungen, geistiges Eigentum, Industriegü-
ter und die Singapur-Themen. 

Rechte an geistigem Eigentum 

Mit der Betonung der wachsenden Bedeutung einer 
„nachdrücklichen und wirksamen Umsetzung der 
geltenden Rechtsprechung“ im Rahmen des TRIPs-
Abkommens bestätigt die EU die Befürchtungen 
vieler Entwicklungsländer, regionale Abkommen 

könnten zur Durchsetzung eines weitreichenderen 
Schutzes geistiger Eigentums- oder, anders gesagt, 
geistiger Monopolrechte im Interesse der europä-
ischen Agrar- und Pharmakonzerne missbraucht 
werden. 

Rechte an geistigem Eigentum: Europäische Forderungen in der WTO 
und in verschiedenen Regionalabkommen

WTO MERCOSUR AKP-Staaten Euromed ASEAN Südafrika Mexiko Chile

Klärung der 
Flexibilität in 
Hinblick auf 
das TRIPs-Ab-
kommen und 
das öffentliche 
Gesundheits-
wesen

WTO-plus:
Zusätzlicher 
Schutz von 
geistigen Eigen-
tumsrechten, die 
an geografische 
Indikatoren 
gekoppelt sind

WTO-plus:
Weitreichende 
Auslegung des 
TRIPs-Abkommen 
möglich, zum Bei-
spiel hinsichtlich 
der Patentierungs-
bestimmungen

WTO-plus:
z.T. Verpflichtung 
zum Schutz geis-
tigen Eigentums 
auf höchstem 
internationalen 
Niveau 

Aufnahme von 
Verhandlun-
gen über intel-
lektuelle und 
gewerbliche 
Schutzrechte 
– Umfang bis-
lang unklar

WTO-plus:
Verpflichtung zum 
Schutz geistigen 
Eigentums auf 
höchstem interna-
tionalen Niveau, 
weitere TRIPs-plus 
Verpflichtungen

WTO-plus:
Verpflichtung zum 
Schutz geistigen 
Eigentums auf 
höchstem interna-
tionalen Niveau, 
weitere TRIPs-plus 
Verpflichtungen

WTO-plus:
Verpflichtung zum 
Schutz geistigen 
Eigentums auf 
höchstem interna-
tionalen Niveau, 
weitere TRIPs-plus 
Verpflichtungen

Aus Sicht der EU stellen die bilaterale, regionale 
und multilaterale Ebene der Handelspolitik lediglich 
unterschiedliche Instrumente dar, um ihre handels-
wirtschaftlichen Interessen voranzubringen. Diese 
wiederum bilden die eigentliche Konstante der EU-
Handelspolitik, wobei sie offenbar wenig geneigt ist, 
auf die Interessen der Entwicklungsländer Rücksicht 
zu nehmen. Beispielsweise bleibt es nach wie vor 
ein Geheimnis der Brüsseler EU-Bürokratie, warum 
die afrikanischen Länder Verhandlungen zu den Sin-
gapur-Themen im WTO-Rahmen heftig bekämpften 
und dafür 2003 im mexikanischen Cancún gar eine 
WTO-Ministerkonferenz platzen ließen, während 
sie – glaubt man den Brüsseler Beteuerungen – in 
den regionalen Verhandlungen mit der EU zu Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen (Economic Part-
nership Agreements, EPAs) bereitwillig auf dieses 
Thema zugehen sollen. 

Die EU-Handelspolitik widerspricht auf allen Ebe-
nen einer Ausrichtung an den Interessen und Be-

dürfnissen der Entwicklungsländer. Dies zeigt sich 
sowohl bei der WTO als auch bei bilateralen Abkom-
men, wo die EU den Entwicklungsländern politisch 
und finanziell kostspielige Verpflichtungen abringt, 
die zum Teil weit über die WTO hinausgehen.  Die-
se Analyse trifft auch auf die Verhandlungsprozesse 
etwa im Rahmen von EPAs zu, die explizit entwick-
lungspolitische Ansprüche enthalten. Auch hier ist 
der harte handelspolitische Kern auf die Interessen 
der europäischen Exportwirtschaft ausgerichtet, die 
nach neuen Absatzmärkten und Investitionsmög-
lichkeiten sucht. Entwicklungspolitik steuert dabei 
vielfach nicht mehr als die Begleitmusik bei oder 
muss gar dafür herhalten, Marktöffnungsinteressen 
zu legitimieren, etwa wenn die Liberalisierung im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens als Mittel 
zur  Bekämpfung von Korruption dargestellt wird, 
und die handfesten Exportinteressen der transna-
tionalen Konzerne aus dem Norden verschwiegen 
werden.
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Sowohl die interregio-
nalen als auch die 
multilateralen Verhand-
lungen drohen die Hand-
lungsfähigkeit Brasiliens 
einzuschränken.

Brasilien: Schlingerkurs am Zuckerhut

Sozioökonomische Grundlagen: 
Das Schwellenland Brasilien im internationalen Handel

Brasilien zeichnet sich durch eine extrem hohe 
soziale Spaltung, grassierende Gewalt in den Groß-
städten und ein außenabhängiges Wirtschaftsmo-
dell aus. Im Südosten existieren die bedeutendsten 
Industriesektoren Südamerikas, in denen die brasili-
anische Firma Embraer Kurzstreckenflugzeuge her-
stellt, transnationale Konzerne wie VW oder Ford 
Autos produzieren und eine äußerst weit aufgefä-
cherte Konsumgüterindustrie existiert. Gleichzeitig 
verfügt das Land über eine hoch produktive Land-
wirtschaft, die nach US-Vorbild funktioniert, hohe 

Produktivitätssteigerungen vorweist und Brasilien 
erfolgreich als Weltmarktführer im Export von Kaf-
fee, Soja(öl), Rindfleisch, Zucker und Orangensaft 
etabliert hat. Der andere Teil Brasiliens ist bettel-
arm. Besonders offensichtlich ist die soziale Spal-
tung im Bereich Landverteilung: Nur ein Prozent 
der Landbesitzer verfügt über 46% der landwirt-
schaftlich nutzbaren Fläche, während knapp 4,5 
Mio. Menschen als landlose Bauern gelten, obwohl 
166 Mio. Hektar brach liegen.

Die Regierung Lula und die neue Handelspolitik Brasiliens

Brasilien befindet sich seit Mitte der 90er Jahren 
in einem Spannungsfeld handelspolitischer Initia-
tiven auf multilateraler, interregionaler, intraregi-
onaler und bilateraler Ebene, in denen das Land 
einerseits eigene Exportinteressen vertreten will, 
andererseits aber Regelungen drohen, die die poli-
tischen Gestaltungsmöglichkeiten angreifen und zu 
negativen sozialen und ökologischen Konsequenzen 
führen können.

Zwar ist die interne Wirtschaftspolitik Brasiliens 
auch unter der neuen Mitte-Links-Regierung, der 
seit Januar 2003 Präsident Lula vorsteht, weiterhin 
finanzpolitisch auf Austerität hin ausgerichtet, doch 
außen- und handelspolitisch geht Brasilien seither 
neue Wege:

- Brasilien ist ein führender Akteur in der so ge-
nannten G20-Gruppe von Entwicklungsländern 
in der WTO und stellt sich den Agenden von EU 
und USA im Agrarbereich entgegen.

- Die Verhandlungen um eine panamerikanische 
Freihandelszone ALCA (Área de Libre Comercio 
de las Américas) wurden unter anderem nach 
dem Widerstand Brasiliens gegen die weitrei-
chende WTO-plus-Strategie der USA vorerst be-
endet.

- In den Verhandlungen um ein EU-MERCOSUR-
Assoziierungsabkommen machte Brasilien – auch 

aufgrund eigener offensiver Agrarexportinteres-
sen – zwar bislang schon einige Zugeständnis-
se an die EU (zum Beispiel bei der Öffnung der 
heimischen Dienstleistungsmärkte), ließ aber 
bislang noch keinen Vertragsabschluss zu. 

- Ferner sind unter der Regierung Lula erste An-
sätze zu einer stärkeren Süd-Süd-Kooperation er-
kennbar, die unter anderem in der Erweiterung 
und dem Umbau der südamerikanischen Frei-
handelszone MERCOSUR (Mercado Común del 
Sur), in Handelsabkommen mit 
Südafrika, Indien und China so-
wie in der Zusammenarbeit mit 
einer Vielzahl von kleineren 
Dritte-Welt-Staaten bestehen. 

Sowohl die Verhandlungen auf 
der multilateralen Ebene der WTO 
als auch auf der interregionalen 
Ebene (ALCA, EU-MERCOSUR) 
drohen die politische Handlungsfähigkeit und 
Entwicklungsperspektive Brasiliens einzuschrän-
ken. Denn in den geplanten Verträgen werden die 
Investitions- und Exportinteressen der transnatio-
nalen Unternehmen der Industriestaaten bedient 
– gerade die arme Bevölkerung Brasiliens droht 
auf der Strecke zu bleiben. Denn Zollsenkungen 
öffnen neue Märkte für Exporte, Dienstleistungs- 
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Gerade das 
brasilianische Agrobusi-

ness und Teile der In-
dustrie setzen offensive 

Exportinteressen auf die 
politische Agenda.

und Investitionsliberalisierungen fördern einen Aus-
verkauf der Unternehmen der Entwicklungsländer 
und marktkonforme Regelungen zur Vergabe von 
staatlichen Aufträgen rauben der öffentlichen Hand 
die Möglichkeit, eine entwicklungsfördernde Indus-
triepolitik zu betreiben. Die Folgen dieser „corpo-
rate agenda“ in der Handelspolitik bestehen in der 
Festschreibung der extrem tiefen sozialen Spaltung, 
in weiterem ökologischem Raubbau und in der Ver-
schärfung der Außenabhängigkeit Brasiliens.   

Die verhandelten Abkommen (ALCA und EU-
MERCOSUR) gehen weit über den Status Quo der 

WTO-Regelungen und damit auch über Handelsab-
kommen im eigentlichen Sinne hinaus. Auf interre-
gionaler Ebene findet sich eine Themenpalette wie-
der, die Zollsenkungen für Industrie- und Agrargü-
ter, die Liberalisierung des Dienstleistungshandels, 
geistige Eigentumsrechte und die Singapurthemen 
umfasst. Gleichzeitig haben die EU und die USA 
bereits neue bilaterale Verträge mit den Nachbarn 
Brasiliens (EU-Chile, USA-Uruguay, usw.) begonnen 
oder bereits abgeschlossen und setzen das Land auf 
diese Weise zusätzlich unter Druck.

Exportinteressen vor sozialem Ausgleich

Die brasilianische Regierung sieht sich in diesem 
Spannungsfeld neben externen Zwängen einem wi-
dersprüchlichen Ringen interner sozialer Gruppen 
ausgesetzt: Gerade das brasilianische Agrobusiness 
und Teile der Industrie setzen offensive Exportinte-
ressen auf die politische Agenda, während soziale 

Bewegungen, Gewerkschaften und 
einige Industriesektoren defensi-
ve Schutzinteressen vertreten. Die 
brasilianische Außenhandelspolitik 
der Mitte-Links-Regierung gleicht 
dabei einem Schlingerkurs um die 
Art und Weise der Weltmarktein-
bindung. Zwar brachte die Regie-
rung Lula sowohl das EU-MERCO-
SUR-Abkommen als auch die ALCA 

vorerst zum Stillstand, aber auf der Ebene der WTO 
könnte sie sich durch Agrarexportmöglichkeiten kö-
dern lassen und mit der G20-Gruppe zu einem Kom-
promiss mit den USA und Europa bereit sein. Dem 
wiederum stehen Grundzüge einer verstärkten Süd-
Süd-Kooperation gegenüber. Hier sind insbesondere 
die Schritte zum Aus- und Umbau des MERCOSUR 
zu einem eigenständigen Machtblock wichtig, der 
stärker soziale Belange berücksichtigen und ganz 
Südamerika umfassen könnte. Auch die Forcierung 

der bilateralen Handelsverträge mit anderen Ent-
wicklungsländern ist Bestandteil der außenwirt-
schaftlichen Agenda einer stärkeren Süd-Süd-Koope-
ration der Regierung Lula. 

Der handelspolitische Schlingerkurs am Zucker-
hut reflektiert einerseits den Versuch, die Möglich-
keiten eines Schwellenlandes und einer weltpoli-
tischen Mittelmacht gegenüber den großen Wirt-
schaftsmächten EU und USA tatsächlich auch für 
eigene Interessen zu nutzen. Diese Möglichkeiten 
können sogar erweitert werden, wenn es gelän-
ge, Süd-Süd-Kooperation zu stärken und zu stabi-
lisieren. Andererseits stellen die innenpolitischen 
Macht- und Interessenkoalitionen und selbstredend 
der Druck der großen Handelsmächte begrenzende 
Faktoren dar.

Tatsächlich ergeben auch aus brasilianischer Pers-
pektive die unterschiedlichen Verhandlungsebenen, 
von bilateral über regional bis multilateral, erst zu-
sammen betrachtet ein vollständiges Bild. Die öko-
nomische und politische Stärke Brasiliens lässt dabei 
keine den Industrieländern vergleichbare, nämlich 
in allen Bereichen offensive, Rolle zu, sondern ist auf 
Koalitionen angewiesen. Anderersiets jedoch ist Bra-
silien dem Druck der Industrieländer weniger hilflos 
ausgeliefert als viele andere ärmere Staaten.
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Ghana: Mit dem Rücken zur Wand

Die Rolle Ghanas im internationalen Handel

Für Ghana ist, wie für die meisten AKP-Staaten 
auch, die EU mit etwa 52% Außenhandelsanteil der 
wichtigste Handelspartner. Ghana führt nach fast 
50jähriger Unabhängigkeit vor allem Kakao, Gold 
sowie tropische Hölzer in die EU aus. Der regionale 
Handel mit den ECOWAS-Nachbarländern ist dage-
gen schwach ausgeprägt, ins größte Nachbarland Ni-
geria fließen lediglich 5% der Exporte. 

Zudem leidet Ghana unter der aggressiven Ex-
portstrategie der EU. Hoch subventionierte Importe 
gefrorener Hühnerteile aus der EU haben für viele 
Geflügelzüchter den Verlust der Existenzgrundlage 
zur Folge gehabt. Versuche der ghanaischen Re-
gierung, durch eine Verdopplung der Importzölle 
dieser eklatanten Schieflage kurzfristig entgegenzu-
treten, mussten auf Druck von IWF und Weltbank 
beendet werden.

Hier wird deutlich, dass Ghana der EU und den 
USA in internationalen Handelsverhandlungen, 
wie auch den internationalen Währungsinstitutio-
nen IWF und Weltbank, wenig politisches Gewicht 
entgegenzusetzen hat. Das Land gilt vielmehr seit 
Jahrzehnten als neoliberaler Musterschüler, der be-
reitwillig und zur Sicherung der kontinuierlichen 
Finanztransfers aus dem Norden auf ein eigenes 
politisches Profil verzichten muss. Trotzdem gerät 
Ghana  immer wieder in politische Interessenskon-
flikte zwischen den Anforderungen einer an länd-
licher Grundversorgung, Armutsbekämpfung und 
nachhaltiger Entwicklung orientierten nationalen 

Handelspolitik einerseits und der makroökonomi-
schen Konditionalitätenschraube der internationa-
len Gebergemeinschaft andererseits.

Ghana ist, wie viele andere Staaten in Afrika 
auch, in seiner Außenhandelspolitik in eine kom-
plexe Mehrebenen-Strategie gegenüber den In-
dustrienationen eingebunden. Neben den laufen-
den Verhandlungen innerhalb der WTO und der 
regionalen Wirtschaftsgemeinschaft 
Westafrikanischer Staaten (Econo-
mic Community Of West African 
States, kurz ECOWAS) unterhält 
Ghana bilaterale Wirtschaftsbezie-
hungen mit den USA im Rahmen 
des sogenannten African Growth 
and Opportunity Act (AGOA) und steht in Verhand-
lungen mit der EU über den Abschluss neuer Frei-
handelsabkommen, den sogenannten „Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen“ (Economic Partnership 
Agreements, kurz EPAs). Diese Handelsabkommen 
berufen sich einerseits auf das WTO-Regelwerk, 
geht aber andererseits auch weit über die Themen 
der jetzigen WTO-Runde hinaus (WTO plus). Das 
Verpflichtungsniveau der WTO bildet nur die unte-
re Messlatte, an der neue Abkommen Ghanas oder 
der Region gemessen werden. Ghana findet sich 
damit quasi in einer politischen Zangenbewegung 
zwischen Multilateralismus und Bilateralismus in-
ternationaler Handelspolitik.

Ghana und die EPA-Verhandlungen 

Von herausragender Bedeutung auf der bilate-
ralen Ebene sind die seit Oktober 2003 laufenden 
EPA-Verhandlungen zwischen der ECOWAS und 
der EU. Diese sehen den Abschluss eines regiona-
len Freihandelsabkommen bis Ende 2007 vor. Der 
EU ist es bislang gelungen, alle in ihrem Mandat ins 
Spiel gebrachten Themen - einschließlich der kontro-
versen Themen Investitionen und Wettbewerb - auf 
der Agenda zu halten. Die ECOWAS hat wiederholt 
verlangt, die Verhandlungen zunächst auf die Priori-
täten einer eigenen regionaler Integration, darunter 

die Harmonisierung des Zollverkehrs, der techni-
schen Standards und des erleichterten Warentran-
sits, zu konzentrieren und keinesfalls die komplette 
Liste der von der EU gewünschten Themen zu ver-
handeln. Selbst eine von der EU in Auftrag gegebe-
ne Studie zur Nachhaltigkeitsverträglichkeit schloss 
nicht aus, dass ein EPA zum Zusammenbruch der 
gesamten westafrikanischen verarbeitenden Indu-
strie führen könnte. 

Doch dies ficht die EU offenbar nicht an. Mit 
dem Festhalten an einer ehrgeizigen Agenda zur 

Ghana leidet, wie seine 
Nachbarländer, unter 
der aggressiven 
Exportstrategie der EU. 



12 Ghana: Mit dem Rücken zur Wand EED - Weed 13Ghana: Mit dem Rücken zur WandEED - Weed

Das Werben um 
ausländische Investoren 

opfert eine auf
 die Entwicklung heimi-
scher Märkte bedachte 

Wirtschaftspolitik.

Marktöffnung ordnet sie das Schicksal der Armen in 
Westafrika den eigenen Exportinteressen unter. Die 
Klärung der Frage, ob einzelne Bereiche der breiten 
politischen Speisekarte - die von den Singapur-The-
men über die Rechte an geistigem Eigentum bis zum 
Handel mit Dienstleistungen reicht - tatsächlich der 
Verringerung der Armut in Westafrika dienen und 
damit entwicklungspolitisch sinnvoll sein mögen, 
erscheint dabei fast von nachgeordneter Bedeutung. 
Das Beispiel Ghana legt nahe, dass eine Neuorien-
tierung der europäischen Handelspolitik insgesamt 
nötig ist, um das eklatante Missverhältnis zwischen 
den entwicklungspolitischen Anstrengungen der 

EU einerseits und ihrer Handelspolitik andererseits 
zu ändern.

Ähnlich verhält es sich auch im ghanaischen Au-
ßenhandel gegenüber den USA: AGOA, das handels-
politische Gegenstück zu den europäischen EPA, hat 
sich durch seine strikten Ursprungsregeln für Gha-
na und andere afrikanische Staaten zu einer wirt-
schafts- und außenpolitischen Daumenschraube 
entwickelt anstatt den Exportmarkt wesentlich zu 
beleben. Es ist das offensichtliche US-amerikanische 
Konkurrenzmodell zu den EPA. Und beide versu-
chen, eine eigenständige wirtschaftliche Entwick-
lung afrikanischer Staaten zu unterminieren. 

Die ökonomischen Interessen der ghanaischen Elite

Ghana selbst hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum 
Jahr 2012 eine exportorientierte und an neolibera-
len Vorgaben orientierte Industrialisierung einzu-
leiten, aber gleichzeitig den Aufbau einer eigenen 
binnenorientierten Industrie, die den wachsenden 
Importen entgegentreten kann, voranzutreiben. Die 
Fixierung auf den Export führt aber zwangsläufig 
zur Vernachlässigung einheimischer und regionaler 
Märkte, das Werben um ausländische Investoren 
opfert eine auf Entwicklung heimischer Märkte be-

dachte Wirtschaftspolitik. 
Zudem wird gerade die arme 

Landbevölkerung, in der überwie-
genden Mehrzahl Frauen, zu den 
Verlierern einer solch einseitigen 
Politik gehören. Die ghanaische 
Regierung scheint dabei auszublen-
den, dass die Bevölkerungsmehr-
heit im exportfernen informellen 
Sektor oder der subsistenzorientier-

ten kleinbäuerlichen Landwirtschaft arbeitet. Dies 
weist auf den unmittelbar bestehenden Widerspruch 
einer auch von den Eliten des Landes befürworteten 
neoliberalen Deregulierung und Liberalisierung im 
Rahmen von regionalen Freihandelsabkommen und 
den Zielen einer an der Verwirklichung umfassen-
der menschlicher Grundrechte orientierten natio-
nalen Armutsbekämpfungsstrategie hin. Zu den Ge-
winnern wirtschaftlicher Deregulierungsprojekte 
auf multilateraler und bilateraler Ebene gehören in 
Ghana denn auch die ökonomischen Eliten und eine 
gebildete Mittelklasse sowie vielfach ausländische 
Investoren, die unter geeigneten Investitionsbedin-
gungen schnelle Profite aus dem Export von Agrar-

produkten und Rohstoffen ziehen können.
Ghana ist unterwegs auf einem Zickzackkurs zwi-

schen multilateralen und bilateralen Handelsprojek-
ten, die das Land vor vielfältige und widersprüch-
liche Herausforderungen stellen. Insbesondere die 
EPA-Verhandlungen mit der EU setzten die westafri-
kanischen Staaten derzeit unter Zugzwang. Die Vor-
gaben der im Abkommen von Cotonou garantierten 
entwicklungspolitischen Partnerschaft mit der EU 
werden durch einseitig an wirtschaftlichen Gewinn-
interessen orientierten Abkommen unterlaufen. So 
hat im März 2005 die Wirtschaftskommission für 
Afrika der Vereinten Nationen (UNECA) in einer 
kritischen Analyse gefordert: „EPAs sollten auf den 
Ausbau des innerafrikanischen Handels abzielen. 
Zum Aufbau der nötigen Konkurrenzfähigkeit ist es 
erforderlich, dem Prozess regionaler Integration ge-
nügend Zeit einzuräumen. Dieser Prozess muss zu-
dem durch umfangreiche Entwicklungsprogramme 
begleitet werden, um die Angebotskapazitäten der  
wachsenden Märkte zu erhöhen und die Produkti-
onspaletten zu erweitern“. 

Die westafrikanische Zivilgesellschaft hat EPA 
wiederholt wegen ihrer mangelnden Entwicklungs-
orientierung scharf kritisiert und ein Ende der der-
zeitigen Verhandlungen gefordert. Zukünftige regio-
nale Handelsabkommen, an denen Ghana beteiligt 
ist, sollten vielmehr einer entwicklungspolitischen 
Partnerschaft dienen, die an den Interessen einer 
nachhaltigen regionalen Entwicklung, dem Schutz 
der einheimischen Produzenten und der Wahrung 
nationaler Politikspielräume orientiert ist. Entschei-
dend ist, dass die multilaterale und regionale Handel-
sagenda Ghanas als Gesamtsystem wirtschaftlicher 
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Abhängigkeiten und Zwänge gegenüber wesentlich 
potenteren Handelspartnern verstanden und inter-
pretiert wird. Dass die ökonomische Elite in Ghana 
selbst daran arbeitet, diese Struktur zu verfestigen, 
ist für die Armutsbekämpfung keine gute Nachricht. 
Entscheidend bleiben jedoch die außenpolitischen 

Determinanten. Auf allen Ebenen internationaler 
Handelspolitik – gleichsam den Fahrbahnen neo-
liberaler Globalisierung – ist Ghana mit ähnlichen 
Herausforderungen und Zwängen konfrontiert. Ent-
wicklungspolitische Spielräume drohen dabei noch 
weiter unter die Räder zu kommen.
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Die WTO ist nicht das 
kleinere Übel, sondern 

seit ihrer Gründung ein 
zusätzlicher Baustein in 

der Strategie der mächti-
gen Industrieländer.

Fazit

Die bilaterale und regionale Bühne ist für Armuts-
bekämpfung und Entwicklung mindestens ebenso 
bedrohlich wie die multilaterale Ebene der WTO. 
Dabei sind die Spielräume von ökonomisch stärke-
ren Ländern wie Brasilien erheblich größer als die 
kleinerer Länder wie etwa Ghana. Allerdings müs-
sen vorhandene Spielräume auch genutzt werden, 
wenn sie tatsächlich der Bekämpfung der Armut 
und Entwicklungsanliegen dienen sollen. Ghana 
als Musterschüler des IWF lässt hier sicherlich mehr 
Wünsche offen als der derzeitige handelspolitische 
Kurs der brasilianischen Regierung – wobei aller-
dings auch diese nicht davor gefeit ist, insbesonde-

re im Agrarbereich dem Drängen 
wirtschaftlicher Interessengruppen 
nach einer globalen Liberalisierung 
des Agrarhandels auf Kosten der 
Kleinbauernfamilien nachzugeben.

Auf der anderen Seite sind es 
die starken Handelsmächte, die die 
Richtung bestimmen. Die  Defizite 
der nationalen Akteure, entwick-
lungspolitisch in verantwortlicher 

Weise zu handeln, können nicht darüber hinweg-
täuschen, dass die EU und die USA auf allen Ebenen 
der internationalen Handelspolitik darauf drängen, 
die Spielräume der nationalen Wirtschaftspolitik 
– und damit auch einer entwicklungs- und armutso-
rientierten Politik – immer stärker einzuengen. Die 
globale Marktöffnungsagenda der Industrieländer 
erstickt eine Wirtschaftspolitik, die sich an den je-
weiligen nationalen Stärken und Schwächen orien-
tieren könnte. 

Gerade auch die EU-Strategie ignoriert die spe-
zifischen Bedingungen und Probleme schwächerer 
Handelspartner: Die Analyse zeigt, dass es ledig-
lich eine einzige handelspolitische Agenda gibt, die 
überall und immer auf Marktöffnungen drängt – mit 
der gewichtigen Ausnahme der eigenen Landwirt-
schaft. Die Marktöffnung darf dann aus Sicht des 

stärkeren Handelspartners auch gerne gegenseitig 
sein, denn die wirtschaftliche Konkurrenz der Han-
delspartner in Afrika und Lateinamerika, aber auch 
in Asien, ist nicht wirklich zu fürchten. Unter dem 
Strich überwiegt der Nutzen – zumindest für jene 
Teile der europäischen Wirtschaft, die selbst globale 
Akteure sind und ihre ökonomische Stärke politisch 
einzusetzen wissen, indem sie als mächtige Lobby 
bei der EU-Kommission und bei nationalen Regie-
rungen erfolgreich für offene Märkte werben.

Entwicklungspolitik kommt dabei bestenfalls am 
Rande vor – teils als Begleitmusik, teils in legitimie-
render Funktion. Wer erwartet hat, dass regionale 
oder bilaterale Abkommen gegenüber der multilate-
ralen Ebene eher geeignet wären, in differenzierter 
Weise auf die Entwicklungsinteressen der Handels-
partner der EU einzugehen, der muss sich getäuscht 
sehen. Vielmehr zeugen die zahlreichen WTO-plus-
Ziele und Vereinbarungen davon, dass bilaterale 
und regionale Verträge dazu konzipiert sind, einer 
weiteren Durchsetzung der Freihandelsdoktrin auf 
multilateraler Ebene den Weg zu ebnen.

Deshalb führt das hohe Lied von den Segnungen 
des Multilateralismus in die Irre. Tatsächlich ist die 
WTO nicht das kleinere Übel, sondern seit ihrer 
Gründung ein zusätzlicher Baustein in der Stra-
tegie der mächtigen Industrieländer, ihre Agenda 
durchzusetzen. Denn es geht nicht um die Alterna-
tive zwischen WTO und bilateralen oder regionalen 
Handelsverträgen. In der Praxis besteht nämlich 
keine Wahlmöglichkeit, wie die Vielzahl parallel 
laufender Verhandlungen zeigt. 

Erforderlich ist somit eine grundsätzliche Neuaus-
richtung: Hin zu einer Handelspolitik, die der Ar-
mutsbekämpfung und globaler sozialer Gerechtig-
keit dient und dies auf allen Ebenen. Denn tatsäch-
lich ist die Alternative zur derzeitigen Handelspoli-
tik nicht auf unterschiedlichen Ebenen zu finden. Es 
geht um die grundsätzliche Orientierung.
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Freie Fahrt für freien Handel? 

Die EU-Handelspolitik 
zwischen Bilateralismus 
und Multilateralismus

•  Wie sieht die Freihandelsagenda der EU aus? 

• Mit welchen Ländern und Regionen hat die EU   
 bilaterale Handelsverträge? 

•  Wie verhalten sich diese zu den multilateralen   
 Verhandlungen auf WTO-Ebene? 

Eine Broschüre von EED und WEED zum Zusammenspiel der multilateralen 
mit der bilateralen Ebene in der EU-Handelspolitik. - Bezug bei EED und WEED

Mit dem Rücken zur Wand  

Ghanas Handelspolitik 
zwischen Bilateralismus 
und Multilateralismus

•  Die sozioökonomische Struktur Ghanas

• Ghana zwischen regionaler Integration und   
 wirtschaftlicher Öffnung 

•  Ghana in internationalen Handels- und    
 Investitionsabkommen 

Eine Broschüre von EED und WEED zum Zusammenspiel der multilateralen 
mit der bilateralen Ebene in der Handelspolitik Ghanas. - Bezug bei EED und WEED

Schlingerkurs am Zuckerhut 

Brasiliens Handelspolitik 
zwischen Bilateralismus 
und Multilateralismus

•  Das Schwellenland Brasilien 
 im internationalen Handel 

• Die Regierung Lula und die 
 neue Handelspolitik Brasiliens

•  Brasilien in internationalen Handelsabkommen 

Eine Broschüre von EED und WEED zum Zusammenspiel der multilateralen 
mit der bilateralen Ebene in der Handelspolitik Brasiliens. - Bezug bei EED und WEED



Internationale Handelspolitik wird nicht nur im Rahmen 
der Welthandelsorgansiation (WTO) gestaltet – daneben 
gibt es zahlreiche bilaterale Handelsabkommen. Sind die-
se unabhängig von der WTO zu sehen, stehen sie dazu 
in einem Konkurrenzverhältnis, oder stellen sie vielmehr
eine Ergänzung der multilateralen Ebene in der WTO 
dar?

Diesen Fragen sind WEED und EED in einem gemein-
samen Studienprozess anhand der bilateralen und re-
gionalen Handelsabkommen der Europäischen Union, 
Brasiliens und Ghanas nachgegangen. Die vorliegende 
Broschüre fasst die Ergebnisse zusammen.
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